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Abkürzungsverzeichnis
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Nr. Nummer
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
NZKart Neue Zeitschrift für Kartellrecht
  
OLG Oberlandesgericht
OWiG Ordnungswidrigkeitengesetz
  
RAW Zeitschrift Recht Automobil Wirtschaft
Reg.Begr. Regierungsbegründung
RiL Richtlinie
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
Rn. Randnummer(n)
Rs. Rechtssache
Rspr. Rechtsprechung
  
S. Seite
Slg. Sammlung
sog. sogenannte/er/es
StGB Strafgesetzbuch
  
u.a. unter anderem / und andere
Urt. Urteil
usw. und so weiter
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
  
v. vom
verb. Rs. verbundene Rechtssachen
vgl. vergleiche
Vorb. Vorbemerkung(en)
vs. versus
  
wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
WM Wertpapier-Mitteilungen

Abkürzungsverzeichnis
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WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
WuW Zeitschrift für Wirtschaft und Wettbewerb
WuW/E Wirtschaft und Wettbewerb – Entscheidungssammlungen

zum Kartellrecht
  
z.B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäischen Privatrecht
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschafts-

recht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZIS Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik
ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium
ZLR Zeitschrift für das gesamte Lebensmittelrecht
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung

Erkenntnisinteresse

An Baustellen oder Spielplätzen in Deutschland kann man oftmals den ju-
ristisch schwer haltbaren Satz „Eltern haften für ihre Kinder“ lesen. Was
hier unstreitig nicht den Gegebenheiten im deutschen Rechtssystem ent-
spricht – da Eltern nicht für das Verhalten ihrer Kinder bzw. für das Ver-
schulden ihrer Kinder haften, sondern in einigen Fällen lediglich für ihr
ureigenes Verschulden, welches mit mangelnder Aufsichtspflicht begrün-
det wird – findet allerdings in der Bebußungspraxis bei Kartellrechtsver-
stößen von Konzerngesellschaften in Europa regen Anklang.1 So haftet im
Europäischen Kartellbußgeldrecht oftmals die Muttergesellschaft für das
Verhalten ihrer Töchter am Markt, unabhängig von ihrem eigenen Ver-
schuldensbeitrag.2 Die Problematik der bußgeldrechtlichen Haftung für
Kartellrechtsverstöße in Konzernen beschäftigt die Unionsorgane und die
nationalen Kartellbehörden schon viele Jahre. Die Bedeutung dieses The-
menbereichs, sowohl für die Praxis als auch für die Rechtswissenschaft,
erklärt sich bereits daraus, dass bei den Aktiengesellschaften inzwischen
rund drei Viertel mit über 90 % des Kapitals in Konzerne eingebunden
sind und in etwa die Hälfte der GmbHs in Konzernen organisiert ist.3 Von
der europäischen Rechtsprechung wurde hinlänglich deutlich gemacht,
dass die Muttergesellschaft im Kartellbußgeldrecht für die Absprachen
und Vergehen der Tochtergesellschaft einzustehen hat, wenn diese eine
wirtschaftliche Einheit bilden.4

A.

1 Zu diesem Vergleich auch schon Mäger im gleichnamigen Aufsatz „Eltern haften
für ihre Kinder?!“, NZKart 2015, 329, 329.

2 Vgl nur EuGH, v. 10.9.2009, Rs. C-97/08 P, Slg. 2009, I-8237 – Akzo Nobel.
3 Görling, AG 1993, 538, 542 ff.; Altmeppen, in: MünchKomm AktG, Einl. Drittes

Buch, Rn. 19; andere Zahlen aber ähnliche Relevanz bei Theisen, Der Konzern,
S. 21.

4 U.a. EuGH, v. 23.4.1991, Rs. S-41/90, Slg. 1991, I-1979, Tz. 21 – Höfner und El-
ser; EuGH, v. 28.6.2005, verb. Rs. C-189, C-202, C-205 bis C-208 und C-213/02 P,
Slg. 2005, I-5425 – Dansk Rørindustri; EuGH, v. 10.9.2009, Rs. C-97/08 P,
Slg. 2009, I-8237 – Akzo Nobel.
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Eine hiermit verbundene Thematik ist die Frage nach der zivilrechtli-
chen Haftung der Muttergesellschaft für Schadensersatzansprüche der
durch die Kartellrechtsverstöße ihrer Tochtergesellschaften Geschädigten.5
Diese Thematik beansprucht höchste Aktualität, da es nunmehr gilt, die
Richtlinie über bestimmte Vorschriften für Schadensersatzklagen nach ein-
zelstaatlichem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrecht-
liche Bestimmungen der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union6

umzusetzen und sich damit die Frage nach der europarechtlichen Determi-
nierung des deutschen Schadensersatzrechts im Kartellrecht nachdringlich
stellt.

Besonders relevant erscheint die Haftung der Konzernmutter für Scha-
densersatzansprüche aus Kartellrechtsverletzungen ihrer Tochtergesell-
schaft, wenn die Konzerntochter der Insolvenz nahe steht und eine erfolg-
reiche Durchsetzung der meist hohen Schadensersatzansprüche der Ge-
schädigten daher nicht erfolgversprechend erscheint. Eine Konzernhaftung
kann auch in Konstellationen der Funktionsaufteilung relevant werden,
d.h. wenn eine Muttergesellschaft eine kartellrechtswidrige Absprache
vorgenommen hat und die gutgläubige Tochter diese am Markt umsetzt.
Geschädigten kommt es in diesen Fällen aus verschiedenen Gründen ent-
gegen, wenn sie sich bei den kartellrechtlichen Schadensersatzklagen an
diejenige Gesellschaft im Konzern halten können mit der sie vertragliche
Beziehungen unterhalten. Hier spielen vor allem Überlegungen zur Be-
weisführung eine entscheidende Rolle. Je näher der Geschädigte dem Kar-
tellanten steht, desto leichter werden ihm der Nachweis des kartellrechts-
widrigen Verhaltens und die Bezifferung des Schadens im Einzelfall fal-
len. Die Bedeutung dieser prozessualen Aspekte ist umso größer, wenn es
sich um einen multinationalen Konzern handelt. Eine zivilrechtliche Kon-
zernhaftung für Kartellverstöße würde häufig auch eine Eröffnung zusätz-
licher internationaler Gerichtsstände ermöglichen.7

5 Zu dieser Thematik soweit ersichtlich bislang Leffrang, Die Passivlegitimation im
kartellrechtlichen Schadensersatzprozess, 2014; Klotz, Wirtschaftliche Einheit und
Konzernhaftung im Kartellzivilrecht, 2016.

6 RICHTLINIE 2014/104/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES
RATES über bestimmte Vorschriften für Schadensersatzklagen nach nationalem
Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der
Mitgliedstaaten und der Europäischen Union, EU ABl. L 349/1 vom 5.12.2014 (im
Folgenden: RiL oder Kartellschadensersatzrichtlinie genannt).

7 Leffrang, Die Passivlegitimation im kartellrechtlichen Schadensersatzprozess, S. 4.
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Es stellen sich bei der Frage nach der Schadensersatzverantwortlichkeit
im Konzern einige entscheidende Grundfragen. Kann bzw. muss die
Rechtsprechung des EuGH, die für das Kartellbußgeldrecht schon seit Jah-
ren gefestigt ist und den weiten Unternehmensbegriff im europäischen
Kartellrecht geprägt und konturiert hat, auch ohne Bedenken auf die zivil-
rechtliche Haftung im Konzern übertragen werden (Kapitel 3, K.)? Oder
bedarf es einer solchen Übertragung aufgrund der Bindungswirkung die
Kartellbehördenentscheidungen auf die zivilrechtlichen Schadensersatz-
klagen entfalten überhaupt zumindest für sog. follow-on Klagen8 nicht
mehr (Kapitel 3, L.)?

Kann es sinnvoll sein, dass ein Kartelldeliktsgeschädigter sich bei der
Annahme einer Konzernhaftung im Vorteil gegenüber anderen Deliktsge-
schädigten sieht? Oder liegen die Kartellsachverhalte anders und liegt da-
her auch eine gerechtfertigte Sonderstellung des Kartelldeliktsrechts vor
(Kapitel 3, K. III. 2.; O. III.)?

Gang der Bearbeitung

Zunächst werden für die Bearbeitung der hier in Frage stehenden Proble-
me einige Vorüberlegungen angestellt und anschließend werden die für die
Arbeit wichtigsten Begrifflichkeiten erläutert und voneinander abgegrenzt,
wobei dabei unter anderem der Begriff des Konzerns an sich dargestellt
und bereits kurz auf die Rolle des Konzerns im europäischen Kartellrecht
eingegangen wird. Hierbei wird die herausragende Bedeutung des Unter-
nehmensbegriffs der wirtschaftlichen Einheit für das europäische Kartell-
recht und für den weiteren Gang der Arbeit geklärt.

Im ersten Kapitel wird die Rechtsprechung des EuGH im Bereich der
Konzernhaftung im Kartellbußgeldrecht und die verschieden ausgestalte-
ten Meinungen in der Literatur zur sog. economic entity doctrine9 kritisch
analysiert und hinterfragt. Dabei wird den kritischen Stimmen in der Lite-
ratur oftmals zugestimmt werden müssen, allerdings wird dennoch eine
differenziertere Realität ausgemacht werden.10

B.

8 Schadensersatzklagen, welche sich an ein abgeschlossenes Bußgeldverfahren an-
schließen.

9 Begriff für wirtschaftliche Einheit.
10 Kapitel 1, F.

B. Gang der Bearbeitung
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Das zweite Kapitel der Arbeit wird sodann der Frage gewidmet, wie das
nationale Kartellbußgeldrecht im Gegensatz zum europäischen Kartell-
recht hinsichtlich der Möglichkeit der Konzernhaftung ausgestaltet ist. Da-
bei werden zunächst das Verhältnis des europäischen zum deutschen Kar-
tellbußgeldrecht dargestellt und die unterschiedlichen Zuständigkeitsberei-
che erörtert. Weiter wird die Rechtsnachfolgeproblematik im Konzern,
welche sich aktuell aufgrund der Divergenz zwischen deutschem und eu-
ropäischem Kartellbußgeldrecht in diesem Bereich noch ergibt, darge-
stellt. Dabei wird auch auf die Übernahme der europäischen Konzernhaf-
tung ins deutsche Kartellbußgeldrecht im Rahmen der 9. GWB-Novelle
eingegangen.11 Des Weiteren wird sich mit der Frage befasst, wie das
BKartA in seiner Entscheidungspraxis bereits vor der Normierung der
Konzernhaftung im GWB zu einer Haftung der Muttergesellschaft im Kar-
tellordnungswidrigkeitenrecht gelangt ist.

Im Hauptteil der Arbeit, dem dritten Kapitel, geht es um die eigentliche
Frage: Die Haftung der Konzernmutter für Kartellrechtsverstöße ihrer
Tochtergesellschaft im Zivilrecht. Zunächst werden dabei die rechtlichen
Rahmenbedingungen des Schadensersatzanspruchs im Kartelldeliktsrecht
erläutert. Dabei wird der EuGH als Motor der Entwicklung des privaten
Schadensersatzes im Kartellrecht ausgemacht und auf die Vorgaben der
Kartellschadensersatzrichtlinie eingegangen. Es wird weiter analysiert, ob
es schon zu einer Haftung der Konzernmutter für das kartellrechtswidrige
Verhalten der Tochter aufgrund des Unternehmensbegriffs des europä-
ischen Kartellrechts kommt bzw. kommen muss, wobei insbesondere auf
die Sonderstellung der Konzeption der wirtschaftlichen Einheit eingegan-
gen wird. In diesem Zusammenhang wird auch geprüft, ob es durch die
Kartellschadensersatzrichtlinie zu einer Totalharmonisierung des weiten
Unternehmensbegriffs de lege ferenda kommen muss.

Daraufhin wird herausgearbeitet, ob man durch die europarechtlich vor-
gegebene Bindungswirkung zumindest für follow-on Klagen schon zu
einer Lösung der Frage der Haftung der Muttergesellschaft im Kartellrecht
kommen kann. Weiter wird die Möglichkeit der analogen Anwendung
einer spezialgesetzlichen Zurechnungsnorm im Konzern untersucht und
auch kurz auf die Fälle des eigenen Verstoßes der Muttergesellschaft als
Tatbeteiligte am kartellrechtswidrigen Verhalten der Tochtergesellschaft
eingegangen.

11 Kapitel 2, H., II. 1.
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Abschließend wird auf die Haftung der Muttergesellschaft wegen eines
eigenen Verstoßes gegen eine bestehende konzernweite Aufsichts- bzw.
Compliance-Pflicht im Außenverhältnis eingegangen. Dabei wird analy-
siert, ob es eine konzernweite Compliance-Pflicht schon gibt oder geben
sollte und ob daraus auch zivilrechtliche Ansprüche Dritter wegen Auf-
sichtspflichtverletzungen gegen die Muttergesellschaft bei Kartellrechts-
verstößen der Tochtergesellschaft zu entwickeln sind.

Zum Schluss des dritten Kapitels wird auf die Frage nach einer Compli-
ance-Defence sowohl im Bußgeldrecht als auch im Kartelldeliktsrecht ein-
gegangen. Dabei werden die bestehende Praxis der Kartellbehörden und
Gerichte und die damit verbundenen Probleme für die Unternehmen erör-
tert. Im Zuge einer eigenen Einschätzung zur Berücksichtigungsfähigkeit
von Compliance-Maßnahmen bei der Bußgeldbemessung im Kartellrecht
wird zur Lösung dieser Frage eine rechtsvergleichende Analyse vorange-
stellt.

Im vierten Kapitel werden die gefundenen Ergebnisse in abschließen-
den Thesen zusammengefasst, ein Schlussfazit für die Frage der Haftung
der Muttergesellschaft im Kartelldeliktsrecht bei Rechtsverstößen der
Tochtergesellschaft gezogen und eine allgemeine Stellungnahme zur Kon-
zernhaftung im Kartellrecht abgegeben.

Vorüberlegungen und Begriffsbestimmungen

Betrachtung des Konzerns in der Betriebswirtschaftslehre

Der Konzern und die damit zusammenhängenden Besonderheiten für die
verbundenen Unternehmen beschäftigen seit jeher sowohl die Rechts- als
auch die Wirtschaftswissenschaft.12 Von den Wirtschaftswissenschaftlern
wird der Konzern vor allem als wirtschaftliche Einheit betrachtet, d.h. der
Konzern wird als ein einheitliches Unternehmen angesehen, in dem die
unternehmerische Planung ohne Rücksicht auf die rechtliche Selbststän-
digkeit der einzelnen Konzernglieder, der einzelnen juristischen Personen
für den gesamten Konzern und nicht gesondert für die einzelnen Konzern-

C.

I.

12 Emmerich, in: Emmerich/Habersack, Aktien- und GmbH-Konzernrecht, § 18,
Rn. 5.

C. Vorüberlegungen und Begriffsbestimmungen
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gesellschaften erfolgt.13 Theisen definiert den Konzern nach seinen Haupt-
merkmalen aus betriebswirtschaftlicher Sicht wie folgt:
– „Die Organisation als eine wirtschaftliche Entscheidungs- und Hand-

lungseinheit
– Die Beibehaltung der rechtlichen Selbständigkeit der einzelnen Kon-

zerngesellschaften
– Die faktische und/oder vertragliche Zuordnung aller Konzernunterneh-

men und -betriebe unter einheitlicher Leitung
– Die Einschränkung der unternehmerischen Entscheidungsfreiheit an

den Spitzen der einzelnen Konzernunternehmen.“14

Bei der betriebswirtschaftlichen Herangehensweise an den Konzernbegriff
werden somit der Aspekt der wirtschaftlichen Einheit und die Einschrän-
kung der Entscheidungsfreiheit der Tochtergesellschaften in den Vorder-
grund gerückt.15

Betriebswirtschaftliche Konzernorganisationsformen

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind einige Konzernorganisationsfor-
men zu unterscheiden. Zentrale und dezentrale Konzerne unterscheiden
sich je nach Funktion der Konzernspitze. Je mehr Führungskompetenz die
Konzernspitze an sich gezogen hat, desto zentralistischer ist der Konzern
aufgebaut.16 Zu den zentralisierten Organisationsformen gehört der
Stammhauskonzern (operative Holding),17 welcher nach den Grundfunk-
tionen der Betriebswirtschaft wie Produktion, Absatz, Personal, Finanzen,
Forschung und Entwicklung zentral gegliedert ist.18 Hier beschränkt sich
die Konzernspitze nicht darauf, den Konzern zu führen oder lediglich die
Mehrheitsbeteiligungen zu halten, sondern nimmt Funktionen des operati-
ven Geschäfts wahr, was dazu führt, dass die Ziele der Muttergesellschaft
den gesamten Konzern dominieren.19 Charakteristisch für den Stamm-

1.

13 Theisen, Der Konzern, S. 15 ff.; ausführlich aus wirtschaftswissenschaftlicher
Sicht, Binder, Beteiligungsführung in der Konzernunternehmung, 1994.

14 Theisen, Der Konzern, S. 15.
15 Mellewigt, Konzernorganisation und Konzernführung, S. 13.
16 Menz, Wirtschaftliche Einheit und Kartellverbot, S. 27.
17 Kajüter, Risikomanagement im Konzern, S. 13.
18 Limmer, Die Haftungsverfassung des faktischen GmbH-Konzerns, S. 248; Thei-

sen, Der Konzern, S. 169.
19 Menz, Wirtschaftliche Einheit und Kartellverbot, S. 27 f.
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